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Richtlinie 89/391/EWG 
Abschnitt II, Artikel 6, 
Abs. 1

Im Rahmen seiner Verpflichtungen trifft der Arbeitgeber die für die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer erforderlichen Maßnahmen, einschließ-
lich der Maßnahmen zur Verhütung berufsbedingter Gefahren, zur Information und 
zur Unterweisung (...) Der Arbeitgeber muss darauf achten, dass diese Maßnahmen 
entsprechend den sich ändernden Gegebenheiten angepasst werden, und er muss 
eine Verbesserung der bestehenden Arbeitsbedingungen anstreben.

§12 ArbSchG
Unterweisung

Der Arbeitgeber hat die Beschäftigten über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
der Arbeit während ihrer Arbeitszeit ausreichend und angemessen zu unterweisen 
(…) Die Unterweisung muss an die Gefährdungsentwicklung angepasst sein und 
erforderlichenfalls regelmäßig wiederholt werden.

§13 Abs. 2 ArbSchG
Verantwortliche 
Personen

Der Arbeitgeber kann zuverlässige und fachkundige Personen schriftlich damit be-
auftragen, ihm obliegende Aufgaben nach diesem Gesetz in eigener Verantwortung 
wahrzunehmen.

§1 Abs. 1 BetrSichV

Ziel dieser Verordnung ist es, die Sicherheit und den Schutz der Gesundheit von 
Beschäftigten bei der Verwendung von Arbeitsmitteln zu gewährleisten. Dies soll 
insbesondere erreicht werden durch (...)
3. die Qualifikation und Unterweisung der Beschäftigten.

§12 Abs. 1 BetrSichV
Unterweisung und be-
sondere Beauftragung 
von Beschäftigten

Bevor Beschäftigte Arbeitsmittel erstmalig verwenden, hat der Arbeitgeber ihnen 
ausreichende und angemessene Informationen anhand der Gefährdungsbeurtei-
lung in einer für die Beschäftigten verständlichen Form und Sprache zur Verfügung 
zu stellen, über
1.	vorhandene Gefährdungen bei der Verwendung von Arbeitsmitteln einschließlich

damit verbundener Gefährdungen durch die Arbeitsumgebung,
2.	erforderliche Schutzmaßnahmen und Verhaltensregelungen und
3.	Maßnahmen bei Betriebsstörungen, Unfällen und zur Ersten Hilfe bei Notfällen.
(...) Danach hat er in regelmäßigen Abständen, mindestens jedoch einmal jährlich, 
weitere Unterweisungen durchzuführen.

Leitlinie A1.3 zu §1 
Abs. 1
BetrSichV 
Fahrzeuge als Arbeits-
mittel

Frage:
1. Gehören alle Fahrzeuge, die vom Arbeitgeber bereitgestellt und von Beschäftig-
ten bei der Arbeit benutzt werden, zu den Arbeitsmitteln? (...)
3. Fallen Privatfahrzeuge und dienstlich anerkannte Fahrzeuge unter den Anwen-
dungsbereich der BetrSichV?
Antwort:
1. Ja, alle Fahrzeuge, die vom Arbeitgeber bereitgestellt und von Beschäftigten bei
der Arbeit benutzt werden, gehören zu den Arbeitsmitteln. (...)
3. Privatfahrzeuge und dienstlich anerkannte Fahrzeuge werden nicht vom Arbeit-
geber bereitgestellt. Sie gehören damit nicht zu den
Arbeitsmitteln im Sinne der BetrSichV.

§35 Abs. 1 DGUV
Vorschrift 70
(ehem. BGV D 29)

Der Unternehmer darf mit dem selbstständigen Führen von maschinell angetrie-
benen Fahrzeugen nur Versicherte beschäftigen (…) die im Führen des Fahrzeuges 
unterwiesen sind und ihre Befähigung hierzu gegenüber dem Unternehmer nach-
gewiesen haben.

§4 DGUV Vorschrift 1
Der Unternehmer hat die Versicherten über Sicherheit und Gesundheitsschutz bei 
der Arbeit (...) zu unterweisen; die Unterweisung muss erforderlichenfalls wiederholt 
werden, mindestens aber einmal jährlich erfolgen; sie muss dokumentiert werden.
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Definition Fahrzeughalter
BGH, 29.05.1954 - VI ZR 
111/53

In Deutschland wird der Fahrzeughalter in der Zulassungsbescheinigung Teil I 
(Fahrzeugschein) und Zulassungsbescheinigung Teil II (Fahrzeugbrief ) definiert. 
Der Halter muss jedoch nicht mit dem Eigentümer identisch sein. 
Laut Entscheid des Bundesgerichtshof vom 29.05.1954 ist „Halter, wer das Fahr-
zeug für eigene Rechnung im Gebrauch hat und die Verfügungsgewalt besitzt, 
die ein solcher Gebrauch voraussetzt.“
Oftmals wird dem/der Fuhrparkleiter/in die Halterverantwortung zugesprochen.

§ 21 Straßenverkehrs-
gesetz (StVG)
Fahren ohne Fahrerlaub-
nis

Absatz 1: Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe wird be-
straft, wer (...)
2. als Halter eines Kraftfahrzeugs anordnet oder zulässt, dass jemand das
Fahrzeug führt, der die dazu erforderliche Fahrerlaubnis nicht hat oder dem das 
Führen des Fahrzeugs nach § 44 des Strafgesetzbuchs oder nach § 25 dieses 
Gesetzes verboten ist.

Absatz 2: Mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 
180 Tagessätzen wird bestraft, wer
1. eine Tat nach Absatz 1 fahrlässig begeht, (...)
3. vorsätzlich oder fahrlässig als Halter eines Kraftfahrzeugs anordnet oder zu-
lässt, dass jemand das Fahrzeug führt, obwohl der vorgeschriebene Führerschein 
nach § 94 der Strafprozessordnung in Verwahrung genommen, sichergestellt 
oder beschlagnahmt ist.

Absatz 3: In den Fällen des Absatzes 1 kann das Kraftfahrzeug, auf das sich die 
Tat bezieht, eingezogen werden, wenn der Täter
2. als Halter des Fahrzeugs angeordnet oder zugelassen hat, dass jemand das
Fahrzeug führte, dem die Fahrerlaubnis entzogen oder das Führen des Fahr-
zeugs nach § 44 des Strafgesetzbuchs oder nach § 25 dieses Gesetzes verboten 
war oder gegen den eine Sperre nach § 69a Abs. 1 Satz 3 des Strafgesetzbuchs 
angeordnet war, oder

§ 9 Ordnungswidrigkei-
tengesetz (OWiG)
Handeln für einen ande-
ren

Absatz 2: Ist jemand von dem Inhaber eines Betriebes oder einem 
sonst dazu Befugten
1. beauftragt, den Betrieb [das Unternehmen] ganz
oder zum Teil zu leiten, oder
2. ausdrücklich beauftragt, in eigener Verant-
wortung Aufgaben wahrzunehmen, die dem 
Inhaber des Betriebes obliegen, 
und handelt er auf Grund dieses Auftrages, 
so ist ein Gesetz, nach dem besondere  
persönliche Merkmale die Möglichkeit der 
Ahndung begründen, auch auf den Be- 
auftragten anzuwenden, wenn diese  
Merkmale zwar nicht bei ihm, aber bei  
dem Inhaber des Betriebes vorliegen.

Absatz 3: Die Absätze 1 und 2 sind auch 
dann anzuwenden, wenn die Rechtshand-
lung, welche die Vertretungsbefugnis oder 
das Auftragsverhältnis begründen sollte, 
unwirksam ist.
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§1 DGUV 314-003
(ehem. BGG 916)

Vorbemerkung: Betriebssicherheit = Verkehrssicherheit + Arbeitssicherheit

„Nach [§57 Abs.1 DGUV Vorschrift 70] hat der Unternehmer Fahrzeuge bei Bedarf, 
jedoch mindestens jährlich einmal, durch einen Sachkundigen auf ihren betriebssi-
cheren Zustand prüfen zu lassen.

Für Fahrzeuge mit einem eigenen amtlichen Kennzeichen sind nach § 29 Straßen-
verkehrs-Zulassungs-Ordnung (StVZO) regelmäßige Untersuchungen durch amtlich 
anerkannte Sachverständige oder Prüfer für den Kraftfahrzeugverkehr vorgeschrieben 
[= Hauptuntersuchung]. Diese dienen überwiegend der Verkehrssicherheit.

Die Sachkundigen-Prüfung kann sich bei gleichzeitig durchgeführter, mit mängel-
freiem Ergebnis abgeschlossener Sachverständigen-Prüfung (Hauptuntersuchung) 
nach §29 StVZO auf den Bereich der Arbeitssicherheit beschränken. Bei Fahrzeugen, 
für die keine Untersuchungen nach StVZO erforderlich sind, muss grundsätzlich auf 
verkehrs- und arbeitssicheren Zustand geprüft werden.

Eine Sachkundigen-Prüfung nach diesem BG-Grundsatz ersetzt nicht eine Sachver-
ständigen-Prüfung nach §29 StVZO“

§57 DGUV Vorschrift 
70
Prüfung

(1) Der Unternehmer hat Fahrzeuge bei Bedarf, mindestens jedoch einmal jährlich, 
durch einen Sachkundigen auf ihren betriebssicheren Zustand prüfen zu lassen.

(2) Die Ergebnisse der Prüfung nach Absatz 1 sind schriftlich nieder-
zulegen und mindestens bis zur nächsten Prüfung aufzubewahren.

DGUV Vorschrift 70
Durchführungs-
anweisung zu §57 
Absatz 2 

Diese Forderung ist z. B. erfüllt, wenn die Ergebnisse in 
einem Prüfbuch, einer Prüfkartei oder einem Prüfbericht 
nachgewiesen sind; siehe auch BG-Grundsatz „Prüfung 
von Fahrzeugen durch Sachkundige“ (BGG 916).

Definition Sachkun-
diger
DGUV Vorschrift 70
Durchführungs-
anweisung zu §57 
Absatz 1

Sachkundiger ist, wer aufgrund seiner fachlichen  
Ausbildung und Erfahrung ausreichende Kennt- 
nisse auf dem Gebiet der Fahrzeugtechnik hat und  
mit den einschlägigen staatlichen Arbeitsschutz- 
vorschriften, Unfallverhütungsvorschriften und  
allgemein anerkannten Regeln der Technik (z. B. 
BG-Regeln, DIN-Normen, VDE-Bestimmungen, 
technische Regeln anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder der Türkei oder anderer 
Vertragsstaaten des Abkommens über den Euro-
päischen Wirtschaftsraum) so weit vertraut ist, dass 
er den betriebssicheren Zustand von Fahrzeugen 
beurteilen kann.
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